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Entwurf eines Bundesgesetzes zur Gleichstellung, Gleichberechtigung und Chancengleichheit von behinderten Menschen. (Bundes-Behinderten-Gleichstellungsgesetz 2003, BBGG); Diskussionsgrundlage 1.Teil

Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Wirtschaftskammer Österreich bedankt sich für die Übermittlung der gegen-ständlichen Diskussionsgrundlage und erlaubt sich, wie folgt Stellung zu nehmen:

Grundsätzlich möchte die Wirtschaftskammer Österreich anmerken, dass für eine seriöse Begutachtung die Vorlage aller Teile des Entwurfes (nur der erste Teil liegt vor) erforderlich ist.

Die in § 1 vorgesehene Verfassungsbestimmung des vorliegenden Teilentwurfes der Diskussionsgrundlage stellt aus rechtspolitischer Hinsicht eine derart weitreichende Bestimmung dar, die aufgrund ihrer umfassenden Eingriffe in die Kompetenzen der Länder abzulehnen ist. 

Die Begriffsdefinitionen, die in diesem BBGG vorgesehen sind, gehen mit der geltenden Gesetzeslage, beispielsweise dem Behinderteneinstellungsgesetz nicht konform. Als Beispiel sei hier § 5 erwähnt, dessen Formulierung unklar und unzulänglich ist. Der angedachte weite Anwendungsbereich, wonach jegliche Beeinträchtigung einer körperlichen Funktion, geistigen Fähigkeit oder seelischen Gesundheit - und zwar ohne Unterschied, ob sie konkret vorliegt oder wahrscheinlich in Zukunft eintreten wird - würde dazu führen, dass praktisch jeder Mensch als behindert im Sinne des Entwurfs anzusehen sein wird (z.B. Beeinträchtigungen infolge von: Kurz- oder Weitsichtigkeit, Wetterfühligkeit, Verstimmungszuständen oder Allergien, Zerrungen oder Verstauch-ungen etc.).

Aus Sicht der Betriebe ist die Umsetzung der in den §§ 9 ff vorgeschriebenen Maßnahmen nicht nur mit enormen Kosten verbunden sondern ist auch wegen hoher Aufwendungen unmöglich. 

Die Bestimmung des § 9 Abs. 2 ist aus unserer Sicht überspitzt und praxisfern, da sie auch auf bestehende Bauwerke anzuwenden wäre. Dies würde massive Eingriffe in die historische Bausubstanz bedeuten, wodurch der Denkmalschutz völlig in Frage gestellt wird. Im Übrigen erscheint es auch nicht zwingend notwendig, dass jedermann in der Lage sein muss, einen bestimmten Eingang zu benutzen. Wesentlich ist, dass ein bestimmtes Ziel barrierefrei erreicht werden kann. Die Verpflichtung zur barrierefreien Gestaltung von Gebäuden, in denen eine Beschäftigung ausgeübt wird, ohne dabei Zumutbarkeits- oder Verhältnismäßigkeitskriterien zu berücksichtigen, ist abzulehnen, weil die Gefahr besteht, dass die Verpflichtung zur Tragung von unverhältnismäßigen oder wirtschaftlich nicht zumutbaren Umbauarbeiten dazu führen wird, dass in diesen Gebäuden eine Beschäftigung nicht (mehr) ausgeübt wird und so Arbeitsplätze verloren gehen. Bereits jetzt gibt es die ausreichenden Bestimmungen der ÖNORM B 1600 und der ÖNORM B 1601 „barrierefreies Bauen“.

Beim vorliegenden Teilentwurf der Diskussionsgrundlage kommt es zu einer Ver-mischung einer Vielzahl von Rechtsmaterien. Die österreichische Gesetzgebung zeichnet sich gegenwärtig durch eine besondere Praxisqualität aus und verstrickt sich nicht in Programmatik. Im Hinblick auf den Wunsch der Politik an die Wirtschaft, verstärkt behinderte Menschen einzustellen, kann eine solche Vorgehensweise nicht zielführend sein. 

Die Wirtschaftskammer Österreich tritt für die bestmögliche Integration von Menschen mit besonderen Bedürfnissen ein, hingegen fehlt im vorliegenden Teil des Entwurfes jeglicher Hinweis, wie die Wirtschaft mit den dort genannten Vorteilen oder Nachteils-ausgleichen umgehen soll. 

Allgemein stellt sich die Frage, aus welchen Budgetmitteln eine Deckung der Kosten für die geforderten Maßnahmen erfolgen wird.

Im Übrigen ist zu betonen, dass sich nicht in allen Bereichen der Wirtschaft behin-dertengerechte Bedingungen schaffen lassen. Dies wäre beispielsweise bei gefahren- oder sonst exponierten Arbeiten, wie sie insbesondere am Bau regelmäßig zu ver-richten sind, der Fall. Aus diesen Gründen regt die Wirtschaftskammer Österreich an, eine Verordnung für den Bereich der Bauwirtschaft nach § 1 Abs. 2 BEinstG zu erlassen, da auf Baustellen Behinderte nur in sehr begrenztem Umfang eingesetzt werden können und hier ein Kostenfaktor eintritt, der nach der ratio des Gesetzes eben nicht anfallen sollte. Es wird ersucht, diese schon mehrfach vorgetragene Forderung entsprechend umzusetzen.

Hinsichtlich der sich kontinuierlich ändernden Rahmenbedingungen erscheint es dringlich erforderlich Themen wie die Weiterentwicklung des Behinderteneinstellungs-rechtes betreffend Transparenz und Entbürokratisierung im Bereich der Förderungen für Betriebe sowie die Kündigungsschutzproblematik im Arbeitskreis zur Diskussion zu stellen.

Die Wirtschaftskammer Österreich ersucht um Berücksichtigung der abgegebenen Stellungnahme.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Martin Gleitsmann

Abteilungsleiter

